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Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 
Im Innenministerium ergibt sich der Zugang von der Homepage aus über das Befehlsfeld „Gesetze 
Erlasse". 
Von anderen Ressorts aus erfolgt der Zugang über „Externe Informationsangebote, Ressortübergreifende 
Informationen" und unter Landesrecht „Gesetz- und Verordnungsblatt". 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) werden auch im Internet angeboten. 
Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums NRW (Adresse: http://www.im.nrw.de) 
und dort über das Befehlsfeld „Gesetze, Verordnungen, Erlasse". 

Die Sammlung aller geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW) ist auch auf 
CD-ROM erhältlich. Die CD-ROM gewährt auch das Recht zur Nutzung des Internet-Angebotes der 
Redaktion (GV. NRW., SGV. NRW., MBl. NRW.). Bestellformulare finden sich in den Nummern 3 und 4 des 
GV. NRW. 1999, ebenso im Internet-Angebot. · 

Zur Zeit befindet sich die Redaktion in einer Phase der Umstellung-auf elektronische Arbeitsweise. Dies 
hat leider zur Folge, daß Ergänzungslieferungen zur SGV. NRW. nur verzögert erstellt werden können. 
Die Redaktion bemüht sich, die noch ausstehenden Nachlieferungen so schnell wie möglich zu erstellen. 

Wir bitten um Ihr Verständnis. 
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2011 
Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung 

Vom 9. Mai 2000 

Aufgrund des§ 2 Abs. 2 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524) wird verordnet: 

Artikel I 

Die Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1980 (GV. NRW: 
S. 924), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Februar 2000 (GV. NRW. S. 154), wird wie folgt geändert: 

1. Der Tarifstelle 2.1.2 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,Die Rohbausumme ist auf volle 1000 DM aufzurunden." 

2. Der Tarifstelle 2.1.3 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,Die Herstellungssumme ist auf volle 1000 DM aufzurunden." 

3. Die Tarifstelle 2.2.1 wird in der Spalte „Gegenstand" wie folgt geändert: 
a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Tarifstellen 2.3.2 und 2.9.5.4 bleiben unberührt." 
b) Die Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 

4. Die Tarifstelle 2.3.4 wird aufgehoben. 

5. Die bisherige Tarifstelle 2.3.5 wird Tarifstelle 2.3.4; in ihr wird in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl 
,,100" ersetzt. 

6. Die Tarifstelle 2.3.6 wird aufgehoben. 

7. Die Tarifstellen 2.4.1 und 2.4.2 werden durch folgende neue Tarifstellen 2.4.1 bis 2.4.2.6 ersetzt: 

„2.4.1 
Entscheidung über die Erteilung der Baugenehmigung für die Errichtung und Erweiterung 

2.4.1.1 
von Gebäuden im Sinne von § 68 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW 
Gebühr: 6 v. T. der Rohbausumme 
jedoch mindestens DM 100 

2.4.1.2 
von Gebäuden im Sinne von § 68 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW, die Sonderbauten (§ 54 BauO NRW) sind 
Gebühr: 10 v. T. der Rohbausumme 
jedoch mindestens DM 100 

2.4.1.3 
von Gebäuden im Sinne von § 68 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW 
Gebühr: 13 v. T. der Rohbausumme 
jedoch mindestens DM 100 

2.4.1.4 
von baulichen Anlagen, die nicht Gebäude sind, nicht § 66 BauO NRW unterliegen und im Übrigen nicht im 
zeitlichen und konstruktiven Zusammenhang mit der Errichtung oder Erweiterung von unter Tarifstellen 2.4.1.1 
bis 2.4.1.3 genannten Gebäuden stehen, und zwar 
a) solcher im Sinne von § 68 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW 

Gebühr: 6 v. T. der Herstellungssumme 
b) solcher im Sinne von § 68 Abs. i Satz 1 BauO NRW, die Sonderbauten (§ 54 BauO NRW) sind, und 

Windenergieanlagen, unabhängig von ihrer Höhe 
Gebühr: 10 v. T. der Herstellungssumme 

c) solcher im Sinne von § 68 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW 
Gebühr: 13 v. T. der Herstellungssumme 
jedoch jeweils mindestens DM 100 

2.4.1.5 
von Gebäuden und anderen baulichen Anlagen im Sinne der Tarifstellen 2.4.1.1, 2.4.1.2 und 2.4.1.4 Buchstaben a) 
und b), bei denen auf Antrag(§ 68 Abs. 5 BauO NRW) Nachweise nach § 68 Abs. 2 Nm. 1 und 2 BauO NRW sowie 
die Anforderungen an den baulichen Brandschutz geprüft werden, und zwar für die Prüfung 
a) der Nachweise über die Standsicherheit einschließlich des Brandverhaltens der Baustoffe und der Feuerwider­

standsdauer der tragenden Bauteile sowie des Nachweises über den Schallschutz 
-Gebühr nach-Tarifstelle 2.4,8- -- • - -~---~- . ----- --- - - -- -

b) des Nachweises über den Wärmeschutz 
Gebühr: 10 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.1 oder 2.4.1.2 

c) der Anforderungen an den baulichen Brandschutz 
Gebühr: 15 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.1 oder 2.4.1.2 

2.4.1.6 
von Werbeanlagen einschließlich Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigungen sowie Bescheinigungen nach 
§ 82 Abs. 5 Satz 2 BauO NRW 
Gebühr: 6 v. H. der Herstellungssumme 
jedoch mindestens DM 100 
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2.4.2 
Entscheidung über die Erteilung der Baugenehmigung für die Änderung 
2.4.2.1 
von Gebäuden im Sinne der Tarifstelle 2.4.1.1 
Gebühr: 6 v. T. der Herstellungssumme 
jedoch mindestens DM 100 
2.4.2.2 
von Gebäuden im Sinne der Tarifstelle 2.4.1.2 
Gebühr: 8 v. T. der Herstellungssumme 
jedoch mindestens DM 100 
2.4.2.3 
von Gebäuden im Sinne der Tarifstelle 2.4.1.3 
Gebühr: 13 v. T. der Herstellungssumme 
jedoch mindestens DM 100 
2.4.2.4 
von in Tarifstelle 2.4.1.4 genannten baulichen Anlagen, und zwar solchen 
a) im Sinne von Tarifstelle 2.4.1.4 Buchstabe a) 

Gebühr: 6 v. T. der Herstellungssumme 
b) im Sinne von Tarifstelle 2.4.1.4 Buchstabe b) 

Gebühr: 8 v. T. der Herstellungssumme 
c) im Sinne von Tarifstelle 2.4.1.4 Buchstabe c) 

Gebühr: 13 v. T. der Herstellungssumme 
jedoch jeweils mindestens DM 100 

2.4.2.5 
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von Gebäuden und anderen baulichen Anlagen im Sinne von Tarifstellen 2.4.2.1, 2.4.2.2 und 2.4.2.4 Buchstaben a) 
und b), bei denen auf Antrag(§ 68 Abs. 5 BauO NRW) Nachweise nach§ 68 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 BauO NRW und die 
Anforderungen an den baulichen Brandschutz geprüft werden, und zwar für die Prüfungen 
a) der Nachweise über die Standsicherheit einschließlich des Brandverhaltens der Baustoffe und der Feuerwider­

standsdauer der tragenden Bauteile sowie des Nachweises über den Schallschutz 
Gebühr nach Tarifstelle 2.4.8 

b) des Nachweises über den Wärmeschutz 
Gebühr: 10 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.2.1 oder 2.4.2.2 

c) der Anforderungen an den baulichen Brandschutz 
Gebühr: 15 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.2.1 oder 2.4.2.2 

2.4.2.6 
von Werbeanlagen einschließlich Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigungen sowie Bescheinigungen nach 
§ 82 Abs. 5 Satz 2 BauO NRW 
Gebühr: 6 v. H. der Herstellungssumme 
jedoch mindestens DM 100" 

8. In der Tarifstelle 2.4.3 Buchstaben a) und b) wird in den Spalten „Gebühr" jeweils die Zahl „60" durch die Zahl 
,,100" ersetzt. 

9. Die Tarifstelle 2.4.4 erhält folgende F~ssung: 

„2.4.4 
Entscheidung über die Erteilung einer Abbruchgenehmigung einschließlich Bauüberwachung und Bauzustandsbe­
sichtigung sowie Bescheinigung nach § 82 Abs. 5 Satz 2 BauO NRW je nach Schwierigkeit und Umfang der 
baurechtlichen Prüfung 
Gebühr je abzubrechende bauliche Anlage: DM 100 bis 3 000" 

10. In den Tarifstellen 2.4.5, 2.4.6, 2.4.7.1 und 2.4.7.2 wird in der Spalte „Gebühr" jeweils die Zahl „60" durch die Zahl 
,,100" ersetzt. 

11. Die Tarifstellen 2.4.10 bis 2.4.10.3 werden durch folgende neue Tarifstellen 2.4.10 bis 2.4.10.3 ersetzt: 

„2.4.10 
Bauüberwachung (§ 81 BauO NRW), Bauzustandsbesichtigungen (§ 82 BauO NRW) 

(Die Gebühren nach den folgenden Tarifstellen einschließlich der fü1; die einzelnen Amtshandlungen erforderli­
chen Auslagen können mit einer Kostenentscheidung (Bescheid) festgesetzt werden.) 

2.4.10.1 
Bauüberwachung von Vorhaben nach § 68 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW, auch wenn sie nach anderen 
Rechtsvorschriften genehmigt wurden und diese Genehmigung die Baugenehmigung einschließt 
a) für jeden Termin der Bauüberwachung 

Gebühr: bis zu 7 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.1, 2.4.1.2, 2.4.1.4 Buchstaben a) oder b), 2.4.2.1, 2.4.2.2 oder 
2.4.2.4 Buchstaben a) oder b) 
mindestens je Termin DM 100 

b) in den Fällen der Tarifstellen 2.4.1.5 Buchstabe c) und 2.4.2.5 Buchstabe c) 
Gebühr je Termin zusätzlich: bis zu 20 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.5 Buchstabe c) oder 2.4.2.5 
Buchstabe c) 
mindestens je Termin DM 100 
höchstens aber für alle Termine der Bauüberwachung 50 v. H. der unter Buchstaben a) und b) genannten 
Tarifstellen 
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2.4.10.2 
Bauüberwachung von Vorhaben nach § 68 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW, auch wenn sie nach anderen 
Rechtsvorschriften genehmigt wurden und diese Genehmigung die Baugenehmigung einschließt 
Gebühr für jeden Termin der Bauübenvachung: bis zu 17 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.3 oder 2.4.2.3 
mindestens jedoch je Termin DM 100 
höchstens aber für alle Termine der Bauübenvachung 
1/1 der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.3 oder 2.4.2.3 

2.4.10.3 
Bauzustandsbesichtigung nach Fertigstellung des Rohbaus oder nach abschließender Fertigstellung einschließlich 
Bescheinigung nach § 82 Abs. 5 Satz 2 BauO NRW auch der nach anderen Rechtsvorschriften genehmigten 
baulichen Anlagen, wenn diese Genehmigung die Baugenehmigung einschließt 

a) von Vorhaben nach § 68 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW je Bauzustandsbesichtigung 
Gebühr: bis zu 15 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.1, 2.4.1.2, 2.4.1.4 Buchstaben a) oder b), 2.4.2.1, 2.4.2.2 
oder 2.4.2.4 Buchstaben a) oder b) 

b) in den Fällen der Tarifstellen 2.4.1.5 Buchstabe c) oder 2.4.2.5 Buchstabe c) 
Gebühr: zusätzlich zur Gebühr nach Tarifstelle 2.4.10.3 Buchstabe a) je Bauzustandsbesichtigung bis zu 50 v. H. 
der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.5 Buchstabe c) oder 2.4.2.5 Buchstabe c) 

c) von Vorhaben nach§ 68 Abs. 1 Satz 3 Bauü NRW je Bauzustandsbesichtigung 
Gebühr: bis zu 20 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1.3 oder 2.4.2.3 
jedoch mindestens je Bauzustandsbesichtigung DM 100" 

12. In Tarifstelle 2.4.10.4 werden in der Spalte „Gebühr" die Wörter „1/2 der Gebühr nach Tarifstelle 2.4.10.3 a)" durch 
die Wörter „bis zu 10 v. H. der Gebühr nach Tarifstellen 2.4.1 oder 2.4.2" und die Zahl „60" durch die Zahl „100" 
ersetzt. 

13. Die bisherige Tarifstelle 2.4.10.5 wird Tarifstelle 2.4.10.6 und erhält folgende Fassung: 

„2.4.10.6 
Für die Überprüfung, ob bei Bauzustandsbesichtigungen festgestellte Mängel beseitigt wurden 
Gebühr nach Zeitaufwand, und zwar je angefangene Stunde 1/1 der Gebühr nach Tarifstelle 2.1.4" 

14. Die bisherige Tarifstelle 2.4.10.6 wird Tarifstelle 2.4.10.5 und erhält folgende Fassung: 

„2.4.10.5 
Prüfung von Bauausführungen oder Anlagen nach Teilfertigstellung aufgrund einer Anzeige nach § 82 Abs. 2 BauO 
NRW 
Gebühr: bis zu 10 v. H. der Gebühr nach den Tarifstellen 2.4.1 oder 2.4.2 
jedoch mindestens DM 100 
Ergänzende Regelung zu den Tarifstellen 2.4.10.1 bis 2.4.10.5: 

Die Gebühren werden für die - auch stichprobenhafte - Prüfung erhoben, ob entsprechend den für das 
Bauvorhaben einschlägigen Bauvorschriften und den genehmigten Bauvorlagen, ausgenommen bautechnische 
Nachweise (s. Tarifstelle 2.4.10.7), gebaut wurde und die Nebenbestimmungen der Baugenehmigung eingehalten 
worden sind. 

Die Gebühren nach den Tarifstellen 2.4.10.1 bis 2.4.10.2 sind im Einzelfall gemäß § 9 Abs. 1 GebG NRW zu ermitteln. 
Dabei ist neben der Bedeutung, dem Wert der zu prüfenden Anlage oder dem sonstigen Nutzen der jeweiligen 
Amtshandlung für den Kostenschuldner auf den Verwaltungsaufwand abzustellen, bei. dem insbesondere 
Schwierigkeit, Umfang und Dauer der bauaufsichtlichen Prüfung maßgeblich sind. 

Maßgeblich für die Berechnung der Höchstgebühren nach den Tarifstellen 2.4.10.1 bis 2.4.10.5 ist die Rohbausumme 
oder Herstellungssumme, die der Berechnung der Gebühren für die Genehmigung zugrunde lag. 

Besteht ein Bauvorhaben aus mehreren baulichen Anlagen, für die eine Baugenehmigung (ein Bauschein) erteilt 
wurde, sind die Gebühren nach den Tarifstellen 2.4.10.1 bis 2.4.10.6 nur für die baulichen Anlagen zu berechnen, für 
die die jeweilige Amtshandlung vorgenommen wurde. 

Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigungen von Werbeanlagen und Abbrüchen sind durch die Gebühren 
nach Tarifstellen 2.4.1.5 und 2.4.4 abgegolten." 

15. Die Tarifstelle 2.4.10.7 wird in der Spalte „Gegenstand" wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 l. Spiegelstrich wird der Klammerzusatz ,,(§ 6 BauPrüfVO)" durch die Wörter „im Sinne von § 8 
BauPrüfVO" ersetzt. 

b) Der letzte Absatz erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung für die Erhebung der Gebühr ist, dass die Bauaufsichtsbehörde verlangt hat, ihr oder einem 
Beauftragten Beginn und Ende bestimmter Bauarbeiten anzuzeigen(§ 82 Abs. 2 Satz 2 BauO NRW). Maßgeblich 
für die Berechnung der Höchstgebühr ist die Rohbausumme oder Herstellungssumme, die der Berechnung der 
Gebühren. fü:r. die Prüfung der_N ach weise zugrunde lag." __ .. _. __ 

16. Nach der Tarifstelle 2.4.10.7 wird folgende neue Tarifstelle 2.4.10.8 eingefügt: 

„2.4.10.8 
Für die Überprüfung, ob bei Nutzungsänderungen im Sinne der Tarifstelle 2.4.3 Buchstabe a) die mit der 
Genehmigung verbundenen Nebenbestimmungen eingehalten wurden 
Gebühr nach Zeitaufwand, und zwar je angefangene Stunde 1/1 der Gebühr nach Tarifstelle 2.1.4" 

17. Die Tarifstelle 2.4.11 erhält folgende Fassung: 

„2.4.11 
Nachweise und Bescheinigungen" 
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18. In der Tarifstelle 2.4.11.1 werden in der Spalte „Gegenstand" die Wörter ,,§ 68 Abs. 5" durch die Wörter ,,§ 68 
Abs. 2" und in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

19. In der Tarifstelle 2.4.11.2 werden in der Spalte „Gegenstand" die Wörter,,§ 68 Abs. 8" durch die Wörter,,§ 82 Abs. 4 
· Satz l" und in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

20. Die Tarifstelle 2.5.1.1 erhält folgende Fassung: 

„2.5.1.1 
Entscheidung über die Erteilung einer Genehmigung zur Teilung von Grundstücken (§ 8 BauO NRW) unter 
Berücksichtigung des Umfangs der baurechtlichen Prüfung 
Gebühr je gebildetes Grundstück: DM 100 bis 500" 

21. In Tarifstelle 2.5.1.2 wird in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

22. Die Tarifstelle 2.5.2.1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Spalte „Gegenstand" werden im Klammerzusatz nach den Wörtern,,§ 72 Abs. 1 Satz 2" die Wörter „auch 
in Verbindung mit§ 8 Abs. 4, § 24 Abs. 1 Satz 2, § 71 Abs. 2, § 78 Abs.4, § 79 Abs. 10" gestrichen. 

b) In der Spalte „Gebühr" wird die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

23. In der Tarifstelle 2.5.2.3 wird in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl "100" ersetzt. 

24. In der Tarifstelle 2.5.4.2 werden in der Spalte „Gegenstand" die Wörter,,§ 54 Abs. 2 Nr. 18" durch die Wörter,,§ 54 
Abs. 2 Nr. 22" ersetzt. 

25. In der Tarifstelle 2.5.6.1 wird in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

26. In der Tarifstelle 2.5.6.2 werden in der Spalte „Gebühr" die Zahlen „60 bis 100" durch die Zahl „100" _ersetzt. 

27. Die Tarifstelle 2.7.2 erhält folgende Fassung: 

„2.7.2 
Entscheidung über die Erteilung einer Bescheinigung nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 oder § 32 Abs. 2 Nr. 2 WEG 
(Abgeschlossenheitsbescheinigung) 
Gebühr: 
a) je Sondereigentumsanteil DM 100 
b) je Sondereigentumsanteil im Bestand DM 200 
c) für jede Mehrausfertigung der A_bgeschlossenheitsbescheinigung DM 60" 

28. Die Tarifstelle 2.8.1.l wird wie folgt geändert: 

a) In der Spalte „Gebühr" werden die Wörter „und 2.4.10.3" durch die Wörter „2.4.10.3, 2.4.10.8 und 2.5.3" ersetzt. 

b) In der Spalte „Gegenstand" erhält Buchstabe c) der „Ergänzenden Regelung zur Tarifstelle 2.8.1.1" folgende 
Fassung: 

„c) Die Gebühren nach den Tarifstellen 2.4.8, 2.4.10.3 und 2.4.10.8 sind nur zu erheben, wenn die in diesen 
Tarifstellen genannten Amtshandlungen durchgefüh~t wurden." 

29. In den Taiifstellen 2.8.1.2 und 2.8.2.4 wird jeweils in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

30. Die Tarifstelle 2.8.2.6 wird aufgehoben. Die bisherigen Tarifstellen 2.8.2.7 und 2.8.2.8 werden Tarifstellen 2.8.2.6 und 
2.8.2.7. 

31. In der neuen Tarifstelle 2.8.2.7 wird in der Spalte „Gebühr" die Zahl „60" durch die Zahl „100" ersetzt. 

32. Die Tarifstelle 2.9.5.4 erhält in der Spalte „Gegenstand" folgende Fassung: 

„Besondere Vergütung der Sachverständigen 

Die Sachverständigen, die zu d·en in Tarifstellen 2.9.5.1 bis 2.9.5.3 genannten Amtshandlungen vom Prüfamt für 
Baustatik herangezogen werden, erhalten eine Vergütung bis zur Höhe von 80 v. H. der Gebühr nach den 
Tarifstellen 2.9.5.1, 2.9.5.2 oder 2.9.5.3. 

In der Vergütung ist die Umsatzsteuer enthalten. Die Vergütungen dürfen nicht als Auslagen beim Kostenschuld­
ner geltend gemacht werden." 

.. 
Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2000 in Kraft. 

Düsseldorf, den 9. Mai 2000 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

Der Innenminister 

Dr. Fritz Behrens 

Der Finanzminister 

Peer Steinbrück 

- GV. NRW. 2000 S. 434. 
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2022 
Siebenundzwanzigste Änderung 

der Satzung der 
Rheinischen Zusatzversorgungskasse 

für Gemeinden und Gemeindeverbände 
Vom 29. November 1999 

Aufgrund des § 13 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunalen Versorgungskassen und Zusatz­
versorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfalen -
VKZVKG NW - hat der Kassenausschuss in seiner 
Sitzung vom 29. November 1999 wie folgt beschlossen: 

Die Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. März 1986 (GV. NRW. 
S. 277), zuletzt geändert durch die 26. Satzungsänderung 
vom 28. Mai 1999 (GV. NRW. 2000 S. 2) wird wie folgt 
geändert: 

I. 

l. In § 12 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „den" durch das 
Wort „einen" ersetzt. 

2. In§ 50 Abs. 4 Satz 1 und 3 werden jeweils die Worte 
„im Ausland" durch die Worte „außerhalb eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union" ersetzt. 

3. In § 53 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „im Ausland" 
durch die Worte „außerhalb eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union" ersetzt. 

4. § 54 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

In Nummer 1 Buchstabe e, Nummer 2 Buchstabe e und 
Nummer 3 Buchstabe e werden jeweils die Worte „ins 
Ausland" durch die Worte „in Gebiete außerhalb eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union" ersetzt. 

5. In§ 55 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „im Ausland" 
durch die Worte „außerhalb eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union" ersetzt. 

6. § 61 erhält folgende Fassung: 

,,§ 61 
Aufwendungen für die Pflichtversicherung 

(1) Das Mitglied hat für die versicherten Arbeitnehmer 
an die Kasse entweder 

a) Umlagen (§ 62 Abs. 1) oder 

b) höhere Beitragsumlagen(§ 63) 

einschließlich eines tarif- _oder arbeitsvertraglich ver­
einbarten Beitrages des Pflichtversicherten zur Um­
lage sowie zusätzliche Umlagen nach Maßgabe des § 62 
Abs. 3 und 4 zu entrichten; es ist gegenüber der Kasse 
Schuldner. 

(2) 1Die Verpflichtung zur Zahlung einer Beitrar,sum­
lage setzt eine gesonderte Vereinbarung voraus. "Diese 
Vereinbarung endet unabhängig von der vereinbarten 
Laufzeit, wenn die Höhe der Umlage die vereinbarte. 
Beitragsumlage erreicht oder übersteigt. 

(3) Die Versicherungsleistungen sind von der Tarif­
wahl unabhängig." 

7. § 63 erhält folgende Fassung: 

,,§ 63 Beitragsumlagen 
-~ --~-(1) ·1Dfe 'Beitfagsumlagern;in:d-so-auszugestalten;·-dass 

die Rückstellungen der Kasse deren künftige Ver­
pflichtungen nicht übersteigen. 2Durch die Wahl der 
Beitragsumlage dürfen sich keine Auswirkungen auf 
andere Mitglieder ergeben. 

(2) Die die Umlage (§ 62 Abs. 1) übersteigenden 
Beitragsteile der Beitragsumlagen werden verzinslich 
in einer gesonderten Rückstellung angesammelt. 

(3) Bei einem Tarifwechsel in den Umlagetarif (§ 62 
Abs. 1) wird der Anteil an der Rückstellung nach 
Absatz 2, der auf das Mitglied entfällt, nach Maßgabe 

der Vereinbarung mit der Umlage (§ 62 Abs. 1) 
verrechnet. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft wird der Anteil 
an der Rückstellung nach Absatz 2, der auf das 
Mitglied entfällt, auf den Ausgleichsbetrag nach § 13 
Abs. 1 angerechnet. 

(5) Für die tarif- oder arbeitsvertraglich vereinbarte 
Eigenbeteiligung des Pflichtversicherten ist die jewei­
lige Umlage (§ 62 Abs. 1) maßgebend." 

8. Es wird folgender § 107 e neu eingefügt: 

,,§ 107e 
Einmalzahlung und Anpassung 1999 

(1) 1Versorgungsrentenberechtigte und versorgungs­
rentenberechtigte Hinterbliebene, die am l. Juni 1999 
einen Anspruch auf Versorgungsrente haben, haben 
Anspruch auf eine Einmalzahlung, wenn das der 
Berechnung der Gesamtversorgung zugnmde liegende 
gesamtversorgungsfähige Entgelt den Betrag von 
10.521,08 DM nicht überschritten hat. 2Als Einmalzah­
lung erhält der Versorgungsrentenberechtigte den sei­
nem Bruttoversorgungssatz (§§ 32, 100 Abs. 1 bis 3 und 
4 ggf. i. V.m. §§ 34a, 34b) entsprechenden Vomhundert­
satz des Betrages von 170,- DM; bei Versorgungsrent­
nern, deren gesamtversorgungsfähigen Entgelten Ent­
gelte im Beitrittsgebiet zugrunde liegen, die mit einem 
Bemessungssatz unter 100 v.H. bemessen waren, tritt 
an die Stelle des Betrages von 170,- DM der Betrag von 
147,05 DM. 3Die Witwe erhält 60 v.H., die Halbwaise 12 
v.H. und die Vollwaise 20 v.H. des Betrages, der sich 
für den Verstorbenen nach Satz 2 ergeben hätte. 4In 
den Fällen des § 46 Abs. 3 und 4 ist für die Berechnung 
der Einmalzahlung nur der Anspruch auf Versor­
gungsrente maßgebend, der nicht ruht. 5Hat die Ver­
sorgungsrente erstmals nach dem l. Januar 1999 be­
gonnen, verringert sich die Einmalzahlung für jeden 
vollen Kalendermonat, der zwischen dem 31. Dezem­
ber 1998 und dem erstmaligen Rentenbeginn liegt, um 
ein Drittel des sich aus den Sätzen 2 bis 4 ergebenden 
Betrages. "Die Einmalzahlung steht nicht zu, wenn die 
Versorgungsrente am l. Juni 1999 

a) aufgrund des § 55 (ohne Berücksichtigung des 
Absatzes 7) in voller Höhe ruht, 

b) aufgrund des§ 52 a Abs. 1 nicht gezahlt wird oder 

c) nach §§ 31 Abs. 4, 40 Abs. 6 oder 41 Abs. 7 gezahlt 
wird. 

7Bei Anwendung der Sätze 1 bis 4 und 6 sind jeweils die 
Verhältnisse nach der zum 1. Juni 1999 durchgeführten 
Anpassung (§ 47 Abs. 1) maßgebend. 8Stirbt der 
Berechtigte vor der Auszahlung, können nur seine 
versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen die 
Auszahlung verlangen. 9Die Zahlung an einen Berech­
tigten befreit gegenüber allen Berechtigten." 

(2) Für die Anwendung des § 47 Abs. 1 Satz 1 und des 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. dem BBV AnpG 99 gilt 
folgendes: 

Hat das gesamtversorgungsfähige Entgelt den Betrag 
von 10.521,08 DM überschritten, sind die Entgelte nach 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 statt zum 1. Juni 1999 zum 
1. Dezember 1999 zu erhöhen und ist die Anpassung 
nach § 47 Abs. 1 Satz 1 statt zum l. Juni 1999 zum 
1. Dezember 1999 durchzuführen." 

9. § 108 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchstabe b werden die Worte „Buch­
stabe d vor dem 2. Januar 2002" durch die Worte 

-~,,vor dem-2. Dezember- 2002"-.ersetzL 

b) Es wird folgender Satz 3 als Unterabsatz eingefügt: 

„Tritt der Versicherungsfall in den Fällen des 
Satzes 1 Buchstabe b nach § 30 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe b, c oder e bis g ein, ruht die Leistung in 
voller Höhe bis zu dem Zeitpunkt, von dem an der 
beitragsfrei Versicherte eine Leistung im Sinne des 
§ 30 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe d erhalten könnte." 

c) Im bisherigen Satz 3, der Satz 4 wird, werden die 
Worte „Satz 1 gilt" durch die Worte „Sätze 1 bis 3 
gelten" ersetzt. 
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II. 
Inkrafttreten 

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1999 in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten 

a) I. Nr. 8 (§ 107 e Abs. 2) mit Wirkung vom l. Juni 1999 

b) I. Nr. 9 (§ 108 a Abs. 1) mit Wirkung vom l. Januar 1997 

in Kraft. 

Köln, den 29. November 1999 

Vorsitzender des Kassenausschusses 

Elders 

Schriftführer 

Hürtgen 

Die vorstehende Siebenundzwanzigste Änderung der 
Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse für 
Gemeinden und Gemeindeverbände hat das Innenmini­
sterium des Landes Nordrhein-Westfalen mit Erlaß vom 
28. 3. 2000 - III A 4 - 38:42.20 - 3560/00 - genehmigt. Sie 
wird nach § 21 des Gesetzes über die kommunalen 
Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen im 
Lande Nordrhein-Westfalen - VKZVKG - bekanntge­
macht. 

Köln, den 27. April 2000. 

2129 

Rheinische Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände 

Der Leiter der Kasse 

Esser 

- GV. NRW. 2000 S. 438. 

Gesetz 
zur Ausführung und 

Ergänzung des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
in Nordrhein-Westfalen 

Vom 9. Mai 2000 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Ausführung und Ergänzung 

des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
in Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 
Landesbodenschutzgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbodenschutzgesetz - LbodSchG -) 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil: 
Grundsätze 

§ 1 Vorsorgegrundsätze 

Zweiter Teil: 
Bodenschutzrechtliche Pflichten 

§ 2 Mitteilungspflichten 
§ 3 Mitwirkungs- und Duldungspflichten, Betretungs­

und Untersuchungsrecht 
§ 4 Pflichten anderer Behörden und öffentlicher Pla­

nungsträger 

Dritter Teil: 
Boden- und Altlasteninformationen, 

gebietsbezogener Bodenschutz 

§ 5 Erfassung schädlicher Bodenveränderungen und 
Verdachtsflächen 

§ 6 Bodeninformationssystem 
§ 7 Erhebungen über altlastenverdächtige Flächen und 

Altlasten 
§ 8 Kataster über altlastenverdächtige Flächen und 

Altlasten 
§ 9 Übermittlung der erfassten Daten, Aufbewah-

rungsdauer 
§ 10 Weitergabe von Daten, Zugang zu Daten 
§ 11 Information der Betroffenen und der Öffentlichkeit 
§ 12 Bodenschutzgebiete 

Vierter Teil: 
Vollzug des Bodenschutzes 

§ 13 Bodenschutzbehörden 
§ 1_4 Sonstige Behörden des Bodenschutzes 
§ 15 Aufgaben der Behörden und Eingriffsbefugnis 
§ 16 Bestimmung der zuständigen Behörde 
§ 17 Sachverständige und Untersuchungsstellen (zu § 18 

BBodSchG) 
§ 18 Ergänzende Verwaltungsvorschriften 

Fünfter Teil: . 
Schlussvorschriften 

§ 19 Ausgleich für Nutzungsbeschränkungen (zu § 10 
Abs. 2 BBodSchG) 

§ 20 Ordnungswidrigkeiten 

Erster Teil 
Grundsätze 

§ 1 
Vorsorgegrundsätze 

(1) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend 
umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß zu begrenzen. Böden, welche die 
Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes im besonderen Maße erfül­
len (§ 12 Abs. 8 Satz 1 Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung), sind besonders zu schützen. 

(2) Nach Maßgabe des Bundes-Bodenschutzgesetzes, 
dieses Gesetzes sowie der auf Grund dieser Gesetze 
erlassenen Rechtsverordnungen sind 

l. Vorsorgemaßnahmen gegen das Entstehen schädlichei· 
Bodenveränderungen, insbesondere durch den Eintrag 
von schädlichen Stoffen, und die damit verbundenen 
Störungen der natürlichen Bodenfunktionen zu tref­
fen, 

2. die Böden vor Erosion, vor Verdichtung und vor 
anderen nachteiligen Einwirkungen vorsorglich zu 
schützen. 

· Zweiter Teil 
Bodenschutzrechtliche Pflichten 

§2 
Mitteilungspflichten 

(1) Die in § 4 Abs. 3 und 6 BBodSchG genannten 
Personen sind verpflichtet, Anhaltspunkte (§ 9 Abs. 1 
Satz 1 BBodSchG i. V.m. § 3 Abs. 1 und 2 Bundes-Boden­
schutz- und Altlastenverordnung) für das Vorliegen einer 
Altlast oder schädlichen Bodenveränderung auf dem 
Grundstück unverzüglich der zuständigen Behörde mit­
zuteilen. Die Pflicht nach Satz 1 erstreckt sich bei 
Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnli­
chen Eingriffen in den Boden und den Untergrund 
zusätzlich auch auf Bauherrinnen oder Bauherren. 
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(2) Wer Materialien auf oder in den Boden nach § 12 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung in einer 
Gesamtmenge je Vorhaben von über 800 m3 auf- oder 
einbringt oder hierzu einen Auftrag erteilt, hat dies der 
zuständigen Bodenschutzbehörde unter Angabe der Lage 
der betroffenen Fläche, der Art und des Zwecks der 
Maßnahme, des Materials sowie dessen Inhaltsstoffe und 
Menge anzuzeigen, sofern diese Maßnahmen nicht Ge­
genstand eines verbindlichen Sanierungsplanes nach § 13 
Abs. 6 BBodSchG oder einer anderen behördlichen 
Entscheidung sind, an der die zuständige Bodenschutzbe­
hörde zu beteiligen war. Die Anzeige soll mindestens vier 
Wochen vor Beginn der Maßnahme bei der zuständigen 
Bodenschutzbehörde eingehen. 

§3 
Mitwirkungs- und Duldungspflichten, 
Betretungs- und Untersuchungsrecht 

(1) Wer Eigentum an einem Grundstück oder die 
tatsächlichen Ge,valt über ein Grundstück hat oder hatte 
sowie diejenigen, die auf Grund von Tatsachen in Be­
tracht kommen, eine schädliche Bodenveränderung oder 
Altlast verursacht zu haben, und deren Gesamtrechts­
nachfolgerinnen oder Gesamtrechtsnachfolger haben den 
Bediensteten der_für die Durchführung der Aufgaben des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes, dieses Gesetzes und der 
auf Grund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen zu­
ständigen Behörde und deren Beauftragten auf Verlangen 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Aus­
künfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen 
vorzulegen, die diese zur Erfüllung dieser Aufgaben 
benötigen. 

(2) Wer Eigentum an einem Gnmdstück oder die 
tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück hat, ist ver­
pflichtet, das Betreten und die Besichtigung von Grund­
stücken sowie von Geschäfts- und Betriebsräumen wäh­
rend der Geschäfts- oder Betriebszeiten, die Erhebung 
von Bodendaten, die Entnahme von Boden-, Wasser-, 
Bodenluft-, Deponiegas- und Pflanzenproben, Untersu­
chungen von Gegenständen und Stoffen sowie die Ein­
richtung und den Betrieb von Sicherungs- und überwa­
chungseinrichtungen einschließlich Messstellen und die 
Vornahme sonstiger technischer Ermittlungen und Prü­
fungen durch die in Absatz 1 genannten Bediensteten der 
Behörden und deren Beauftragten zu gestatten und zu 
dulden, soweit dies zur Aufgabenerfüllung nach dem 
Bundes-Bodenschutzgesetz oder diesem Gesetz erforder­
lich ist. 2Zur Verhütung von dringenden Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ist auch der Zutritt 
zu Geschäfts- und Betriebsräumen außerhalb der Ge­
schäfts- und Betriebszeiten und zu Wohnräumen sowie 
die Vornahme von Ermittlungen in diesen Räumen zu 
gewähren, das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Gnmdgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 

§4 

veränderung oder Altlast vorliegt, der zuständigen Bo­
denschutzbehörde mitzuteilen, soweit sie diese Erkennt­
nisse nicht im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit von 
Dritten erlangt haben. Soweit bei der Untersuchung, 
Beurteilung und Sanierung 9_der bei Durchführung sons­
tiger Maßnahmen sowie der Uberwachung von altlastver­
dächtigen Flächen und Altlasten weitere Daten, Tatsa­
chen und Erkenntnisse ermittelt werden oder bereits 
vorliegen, sind diese der zuständigen Bodenschutzbe­
hörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Bundes­
Bodenschutzgesetz oder diesem Gesetz mitzuteilen. 

(4) 'Die in Absatz 1 genannten Stellen sind ferner 
verpflichtet, an das Landesumweltamt Daten aus Boden­
untersuchungen im Rahmen der Verwertung von Abfäl­
len, von Umweltverträglichkeitsprüfungen und sonstigen 
großräumigen Bodenuntersuchungen für Zwecke des 
Bodeninformationssystems (§ 6) zu übermitteln. 

Dritter Teil 
Boden- und Altlasteninformationen, 

gebietsbezogener Bodenschutz 

§ 5 
Erfassung von schädlichen 

Bodenveränderungen und Verdachtsflächen 

(1) 1Die zuständigen Behörden erfassen nach pflichtge­
mäßem Ermessen schädliche Bodenveränderungen 1md 
Verdachtsflächen. 2Dabei sind die für die Erforschung 
und Abwehr von Gefahren und die für die Feststellung 
der Ordnungspflichtigen benötigten Daten, Tatsachen 
und Erkenntnisse zu sammeln und aufzubereiten, für die 
nach diesem Gesetz oder nach anderen Gesetzen eine 
Auskunftsverpflichtung besteht. 3Zu ermitteln sind ins­
besondere Angaben über Lage, Größe, Nutzung und 
Eigentumsverhältnisse sowie zu möglichen Belastungsur­
sachen und Gefährdungen. 

(2) 1Zur Erfassung von Verdachtsflächen auf schädliche 
Bodenveränderungen können für die Gebiete der Ge­
meinden und Gemeindeverbände Bodenbelastungskarten 
erstellt werden. 2Einzelheiten zum Inhalt der Bodenbe­
lastungskarten werden von der obersten Bodenschutzbe­
hörde durch Verwaltungsvorschrift geregelt. 

§ 6 
Bodeninformationssystem 

(1) 1Beim Landesumweltamt wird ein Fachinforma­
tionssystem „stoffliche Bodenbelastung" eingerichtet 
und geführt. 2In diesem können Daten gespeichert wer­
den, die für die Aufgabenerfüllung nach dem Bundes-Bo­
denschutzgesetz, nach diesem Gesetz sowie für staatliche 
und kommunale Planungen mit Bezug zum Boden erfor­
derlich sind. 3Insbesondere können dort aufgenommen 
werden Daten über 

Pflichten anderer Behörden 1. stoffliche Belastungen von Böden einschließlich erfor-
und öffentlicher Planungsträger derlicher Angaben zu Bodeneigenschaften, 

(1) Behörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche 2. Bodenfunktionsbeeinträchtigungen durch stoffliche 
Stellen des Landes, die Gemeinden und Gemeindever- Belastungen, 
bände, der Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungs- 3. Umwelteinwirkungen auf Böden und solche, die von 
verband und sonstige der Aufsicht des Landes unterste- Böden ausgehen oder zu besorgen sind, 
hende juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
deren Vereinigungen haben im Rahmen ihrer Zuständig- 4. Bezeichnung, Größe, Nutzung und Lage von Flächen, 
keit sowie bei Planung und Ausführung eigener Baumaß- 5. Bezeichnung der zugrundeliegenden Messprogramme 
nahmen und sonstiger Vorhaben die· Belange des Boden- und 
schutzes im Sinne des § 1 BBodSchG und die Vorsorge- . . . .. 
grundsätze dieses Gesetzes (§ 1) zu berücksichtigen. 6. sonstige Daten, Tatsachen und Erkenntmsse uber 

__ ~ _____ ~-- __ _ _ Verdachtsflächen und schädliche Bodenveränderun-
-(2) Bef defAtifstellilllg-vonBauleitplänen, bei Planfestcc --- - gen ifowi~ -~ -~-~---- -~-~ - - ---- - - - ---~ -

stellungsverfahren und Plangenehmigungen haben die 
damit befassten Stellen im Rahmen der planerischen 7. Daten aus Bodenbelastungskarten nach§ 5 Abs. 2. 
Abwägung vor der Inanspruchnahme von nicht versiegel­
ten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Flächen 
insbesondere zu prüfen, ob vorrangig eine Wiedernut­
zung von bereits versiegelten, sanierten, baulich verän­
derten oder bebauten Flächen möglich ist. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen haben die ihnen 
. bekannten Anhaltspunkte (§ 9 Abs. 1 Satz 1 BBodSchG 

i.V.m. § 3 Abs. 1 und 2 Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung) dafür, dass eine schädliche Boden-

(2) Beim Geologischen Landesamt wird ein Fachinfor­
mationssystem „Bodenkunde" eingerichtet und geführt. 
~In diesem werden bodenkundliche und geowissenschaft­
licl:).e Informationsgrundlagen und deren notwendige 
Auswertung für eine nachhaltige Sicherung der Funktio­
nen des Bodens bereitgestellt, sofern diese für die Aufga­
benerfüllung nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und 
nach diesem Gesetz sowie für staatliche und kommunale 
Planungen mit Bezug zum Boden erforderlich sind. 
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3Es kann insbesondere Daten enthalten über 

1. physikalische, chemische und biologische Beschaffen­
heit von Böden, 

2. Bodentypen und Bodenfunktionen, 

3. Bodenfunktionsbeeinträchtigungen, Bodenversiege­
lungen, Auf- und Abträge sowie 

4. Bezeichnung, Größe, Nutzung und Lage von Flächen. 

(3) 1Um den Zustand und die Veränderung der Beschaf­
fenheit von Böden zu erkennen und zu überwachen, wird 
ein Netz von Dauerbeobachtungsflächen durch das Lan­
desumweltamt eingerichtet und betreut. 2Die Dauerbeob­
achtungsflächen sind auf Veränderungen der physikali­
schen, chemischen und biologischen Bodenbeschaffen­
heit in unterschiedlichen zeitlichen Abständen zu unter­
suchen. 3Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse werden in 
das Bodeninformationssystem eingestellt. 4Zu den Dauer­
beobachtungsflächen können darüber hinaus die in Ab­
satz 1 und 2 genannten Daten erfasst werden. Einzelhei­
ten der Inanspn1chnahme von Flächen zur Einrichtung 
und zur Betreuung von Flächen nach Satz 1 bleiben 
vertraglichen Regelungen mit den Grundstückseigentü­
mern oder den Inhabern der tatsächlichen Gewalt vorbe­
halten. Hierbei sind auch Regelungen für möglicherweise 
entstehende Schäden vorzusehen. 

(4) Das Landesumweltamt wertet die im Bodeninfor­
mationssystem enthaltenen Daten aus. 

(5) Soweit bei der Durchführung von Untersuchungen 
nach § 3 Abs. 2 für Zwecke des Bodeninformationssys­
tems unmittelbare Vermögensnachteile entstehen, sind 
die Betroffenen zu entschädigen. 

§ 7 
Erhebungen über altlastverdächtige 

Flächen und Altlasten 

(1) Die zuständigen Behörden führen Erhebungen über 
die in il1ren Zuständigkeitsbereich fallenden altlastver­
dächtigen Flächen und Altlasten durch. Die Erhebungen 
können zur Klärung der Voraussetzungen nach§ 2 Abs. 6 
BBodSchG auch auf sonstige Altablagerungen und Alt­
standorte erstreckt werden. 

(2) Bei Erhebungen nach Absatz 1 sind die für die 
Erforschung und Abwehr von Gefahren und die für die 
Feststellung der Ordnungspflichtigen benötigten Daten, 
Tatsachen und Erkenntnisse zu sammeln und aufzuberei­
ten, für die nach diesem Gesetz oder nach anderen 
Gesetzen eine Auskunftsverpflichtung besteht. Die Erhe­
bungen können sich auch auf sonstige Angaben Dritter 
erstrecken, sofern diese für den Zweck der Erhebungen 
erforderlich sind. 3Die Erhebungen nach Absatz 1 umfas­
sen Daten, Tatsachen und Erkenntnisse über 
1. Lage, Größe und Zustand der altlastverdächtigen 

Flächen und Altlasten, 
2. den früheren Betrieb und die stillgelegten Anlagen und 

Einrichtungen, 

3. Art, Menge und Beschaffenheit der Abfälle und Stoffe, 
die abgelagert worden sein können oder mit denen 
umgegangen worden sein kann, 

4. Umwelteinwirkungen einschließlich möglicher Ge­
fährdungen der Gesundheit, die von den altlastver­
dächtigen Flächen und Altlasten ausgehen oder zu 
besorgen sind, 

5. frühere, bestehende und geplante Nutzungen der alt­
lastverdächtigen Flächen und Altlasten und ihrem 
Einwirkungsbereich, 

6. Personen, die Eigentum und Nutzungsrechte an dem 
Grundstück haben oder hatten, und über die Inhaber­
schaft stillgelegter Abfallentsorgungsanlagen oder 
sonstiger stillgelegter Anlagen sowie 

7. die sonstigen für die Erforschung und Abwehr von 
Gefahren und die Feststellung von Ordnungspflichti­
gen bedeutsamen Sachverhalte und Rechtsverhält­
nisse. 

(3) Soweit die vorstehenden Absätze die Zulässigkeit 
der Datenerhebung nicht regeln, gilt § 24 Nr. 1 des 
Ordnungsbehördengesetzes des Landes Nordrhein-West­
falen. 

§ 8 
Kataster über altlastverdächtige 

Flächen und Altlasten 
1Die zuständigen Behörden führen ein Kataster über 

die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden altlastver­
dächtigen Flächen und Altlasten. 2In die Kataster sind die 
Daten, Tatsachen und Erkenntnisse aufzunehmen, die 
über die altlastverdächtigen Flächen und Altlasten erho­
ben und bei deren Untersuchung, Beurteilung und Sanie­
rung sowie bei der Durchführung sonstiger Maßnahmen 
oder der Überwachung ermittelt werden. 3Daten über 
Altablagerungen und Altstandorte, die nach der Be•Ner­
tuilg durch die zuständige Behörde die Voraussetzungen 
des § 2 Abs. 5 und 6 BBodSchG nicht oder nicht mehr 
erfüllen, können mit besonderer Kennzeichnung nach­
richtlich aufgenommen werden, soweit dies für die Auf­
gabenerfüllung der in § 10 genannten Behörden und 
öffentlichen Stellen erforderlich ist. 4Die Kataster sind 
laufend fortzuschreiben. 

§ 9 
Übermittlung der erfassten Daten, 

Aufbewahrungsdauer 

(1) 'Die zuständigen Behörden übermitteln regelmäßig 
die nach §§ 5 und 7 erhobenen Daten, Tatsachen und 
Erkenntnisse, die Inhalte des Katasters nach § 8 und die 
Daten zu den in § 6 Abs. 1 genannten Kriterien dem 
Landesumweltamt, soweit diese für die Führung des 
Bodeninformationssystems nach § 6 oder die Aufgaben­
wahrnehmung der in § 10 genannten Behörden und 
öffentlichen Stellen des Landes benötigt werden. 2Die 
übermittelten Inhalte werden von der zuständigen Be­
hörde in Dateien geführt und in Karten dargestellt. 3Das 
Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirt­
schaft kann in einer Rechtsverordnung nähere Regelun­
gen für die Ubermittlung nach Satz 1 treffen, insbeson­
dere über den Umfan,g der zu übermittelnden Inhalte, 
über die Form der Ubermittlung einschließlich eines 
automatisierten Verfahrens, sowie über die erforderli­
chen Maßnahmen der Datensicherheit. 4Die Staatlichen 
Umweltämter unterstützen die zuständige Behörde bei 
dem Führen der Dateien nach Satz 2. 

(2) 1Für den Inhalt des Bodeninformationssystems (§ 6), 
der Kataster (§ 8) und der Dateien und Karten nach 
Absatz 1 besteht eine zeitlich unbeschränkte Aufbewah­
rungspflicht; dies gilt nicht für personenbezogene Daten, 
deren Aufbewahrung für die Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich ist. 2Weitere Ausnahmen kann die 
jeweils nächsthöhere Bodenschutzbehörde sowie die 
oberste Bodenschutzbehörde gegenüber dem Landesum­
weltamt zulassen. 

§ 10 
Weitergabe von Daten, 

Zugang zu Daten 

(1) 1Die im Bodeninformationssystem (§ 6), den Katas­
tern (§ 8) oder den Dateien und Karten (§ 9) enthaltenen 
Daten können an 

1. Behörden, die Aufgaben nach dem Bundes-Boden­
schutzgesetz oder diesem Gesetz wahrnehmen, 

2. Staatliche Umweltämter sowie an 

3. Kreise und kreisfreie Städte, soweit diese Aufgaben 
auf dem Gebiet des Wasser-, Abfall-, Immissions­
schutz- oder Naturschutzrechts wahrnehmen, 

zur Wahrnehmung der in ihrer Zuständigkeit liegenden 
Aufgaben regelmäßig, insbesondere auch durch Einrich­
tung eines automatisierten Verfahrens, das einen Abruf 
ermöglicht, übermittelt werden. 2Das Ministerium für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft legt die 
Datenempfänger, die Datenart und den Zweck des Abru­
fes sowie die erforderlichen Maßnahmen der Datensi­
cherheit in einer Rechtsverordnung fest. 

(2) Die Daten sind außerdem auf Ersuchen von 

1. Stellen der staatlichen Forst- und Naturschutzverwal­
tung sowie Agrarordnungsverwaltung, 

2. Stellen der staatlichen Landwirtschaftsverwaltung, 

3. Gesundheitsämtern, 
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4. Bauaufsichtsbehörden und Gemeinden als Träger der 
Bauleitplanung sowie staatlichen Stellen für die Aus­
führung und Planung von Baumaßnahmen, 

5. dem Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsver­
band und 

6. sondergesetzlich geregelten Wasser- und Bodenver-
bänden · 

zu übermitteln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. 

(3) Ein Anspruch auf freien Zugang zu den im Bodenin-' 
formationssystem (§ 6), in den Katastern (§ 8) oder den 
Dateien und Karten (§ 9) enthaltenen bodenbezogenen 
Daten wird nach den Vorschriften des Umweltinforma­
tionsgesetzes gewährt. 

(4) 1Die zuständige Behörde hat denjenigen, in deren 
Eigentum ein Grundstück steht, die Aufnahme des 
Grundstücks in ein Kataster über altlastverdächtige 
Flächen und Altlasten (§ 8) oder ein entsprechendes 
Verzeichnis für schädliche Bodenveränderungen und 
Verdachtsflächen sowie eine wesentliche Veränderung 
der gespeicherten Daten mitzuteilen und ihnen Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu geben. 2Sie können die Berich­
tigung oder Löschung der über ein Gnmdstück vorhan­
denen Daten verlangen, wenn diese unrichtig sind. 

§ 11 
Information der Betroffenen 

und der Öffentlichkeit 

(1) Ist der Kreis der nach § 12 Satz 1 BBodSchG zu 
informierenden Betroffenen nicht im vollen Umfang 
bekannt, sind die Unterlagen von der zuständigen Be­
hörde nach ortsüblicher Bekanntmachung über den Ort 
und die Zeit der Auslegung einen Monat zur Einsicht­
nahme auszulegen. 

(2) Die zuständige Behörde kann für altlastverdächtige 
Flächen oder Altlasten, bei deren Sanierung besonders 
schwerwiegende Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
erwarten sind, einen Beirat unter Beteiligung der zustän­
digen Fachbehörden, der betroffenen Gemeinden, der 
verantwortlichen Personen im Sinne des § 4 Abs. 3, 5 und 
6 BBodSchG und der Personen, die die betroffenen 
Dritten vertreten, bilden. Der Beirat berät die zuständige 
Behörde. Bedenken und Anregungen sind möglichst früh­
zeitig zu erörtern. 

(3) 1Die zuständige Behörde soll die Öffentlichkeit 
insbesondere über 

1. Art und Ausmaß bestehender schädlicher Bodenverän­
derungen und ihre Auswirkungen, 

2. Art und Ausmaß eingetretener oder drohender schädli­
cher Bodenveränderungen und hierdurch verursachter 
Gewässerverunreinigungen nach Schadensfällen oder 
Betriebsstörungen 

unterrichten, sofern hieran ein besonderes öffentliches 
Interesse besteht. 2Eine Unterrichtung darf auch eine 
Bekanntgabe von Namen, Berufsbezeichnung oder Firma 
einer natürlichen Person oder den Firmennamen sowie 
die Branchen- und Geschäftsbezeichnung einer juristi­
schen Person enthalten, soweit nicht das schutzwürdige 
Interesse der-Betroffenen an einer Geheimhaltung über-
wiegt. · 

§ 12 
Bodenschutzgebiete 

(1) Die zuständige Behörde kann zum Schutz oder zur 
_ _ _ - - -~- _ _Sanier:ung des Bodens, aus _Gründ~n_ d!:!r Abweh_r von 

Gefahren für die menschliche Gesundheit sowie von~­
Gefahren für die natürlichen Bodenfunktionen oder die 
Funktionen des Bodens als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte durch Rechtsverordnung Bodenschutz­
gebiete festlegen für Gebiete, in denen flächenhaft 

a) schädliche Bodenveränderungen bestehen, 

b) das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen 
wegen der Überschreitung von Vorsorgewerten, die 
auf Grund einer Rechtsverordnung gemäß § 8 Abs. 2 
Nr. 1 BBodSchG bestimmt wurden, zu besorgen ist, 
oder 

c) besonders schutzwürdige Böden (§ 12 .,fl..bs. 8 Satz 1 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) vor 
schädlichen Einwirkungen zu schützen sind. 

(2) 1In der Rechtsverordnung sind die räumliche Ab­
grenzung, der wesentliche Zweck und die erforderlichen 
Verbote, Sanierungs-, Schutz- und Beschränkungsmaß­
nahmen zu bestimmen. 2Dort kann vorgeschrieben wer­
den, dass 
1. der Boden auf Dauer oder je nach Art und Ausmaß der 

schädlichen Bodenveränderung oder der besonderen 
Schutzwürdigkeit auf bestimmte Zeit nicht oder nur 
eingeschränkt genutzt werden darf, 

2. bestimmte Stoffe nicht eingesetzt werden dürfen, 
3. nach Maßgabe der Rechtsverordnung zu § 6 BBodSchG 

Materialien nicht auf- oder eingebracht werden dür­
fen, 

4. neben den Maßnahmen zur Gefahrenabwehr auch 
Maßnahmen zur Verhinderung des Entstehens von 
schädlichen Bodenveränderungen von den in § 3 Abs. 2 
genannten Personen zu dulden oder durchzuführen 
sind. 

3Die räumlichen Grenzen des Bodenschutzgebietes sind 
in einer Karte in einem dafür geeigneten Maßstab 
darzustellen. 

(3) 1Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung nach Ab­
satz 1 hat die zuständige Behörde den Entwurf den 
Behörden und Stellen, die als Träger öffentlicher Belange 
von der Verordnung berührt werden können, den in 
Nordrhein-Westfalen anerkannten Naturschutzverbän­
den, den jeweiligen Stadt- und Kreissportbünden sowie 
den betroffenen Gemeinden zur Stellungnahme zuzulei­
ten. 2Soweit Flächen in einem zur Ausweisung vorgesehe­
nen Gebiet landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gartenbaulich genutzt werden, ist auch den jeweilig 
örtlich zuständigen Kreisstellen der Landwirtschafts­
kammer und unteren Forstbehörden ein Entwurf der 
Rechtsverordnung zur Stellungnahme zuzuleiten. 3Die 
Stellungnahme ist innerhalb von drei Monaten nach 
Zugang des Entwurfs gegenüber der zuständigen Be­
hörde abzugeben. 

(4) 1Die zuständige Behörde hat den Entwurf der 
Rechtsverordnung, bei Verweisungen auf eine Karte auch 
diese, auf die Dauer eines Monats zur Einsicht während 
der Sprechzeiten öffentlich auszulegen. 20rt und Dauer 
der Auslegung sind mindestens eine Woche vorher in der 
für Verordnungen der betroffenen Gebietskörperschaften 
bestimmten Form der Verkündung bekanntzumachen. 3In 
der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass Be­
denken und Anregungen bei der zuständigen Behörde 
während der Auslegungsfrist vorgebracht werden kön­
nen. 

(5) Auf eine Auslegung kann verzichtet werden, wenn 
der Kreis der Betroffenen bekannt ist und ihnen inner­
halb angemessener Frist Gelegenheit gegeben wird, den 
Entwurf der Rechtsverordnung einzusehen. 

(6) 1Die zuständige Behörde teilt das Ergebnis der 
Prüfung der fristgemäß vorgebrachten Einwände oder 
Anregungen, soweit sie nicht berücksichtigt werden, den 
Einwendenden mit. 2Haben. mehr als fünfzig Personen 
Bedenken und Anregungen vorgebracht, so kann die 
Mitteilung des Ergebnisses der Prüfung dadurch ersetzt 
werden, dass diesen Personen eine Einsicht in das 
Ergebnis der Prüfung ermöglicht wird. 3Bei welcher 
Stelle das Ergebnis der Prüfung währerid der Dienststun­
den eingesehen werden kann, ist ortsüblich bekanntzu­
machen. 

(7) Das Verfahren nach den Absätzen 3 bis 6 wird nicht 
angewandt,-wenn .eine-Rechtsverordnung nach. Absatz l __ 
geändert oder n.eu erlassen wird, ohne dass die Schutzbe­
stimmungen geändert werden oder das Gebiet räumlich 
erweitert wird. 

(8) 1Wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, 
kann die zuständige Behörde vorläufige Anordnungen 
nach § 15 Abs. 2 treffen, wenn die Bekanntmachung nach 
Absatz 5 erfolgt oder Gelegenheit zur Einsichtnahme 
nach Absatz 6 gegeben worden ist. 2Die Anordnungen 
sind öffentlich bekanntzugeben, sofern sie in der Form 
von Verwaltungsakten ergehen und den Betroffenen 
nicht gesondert zugestellt werden. 
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(9) 1Wenn die Bestimmungen einer Bodenschutzgebiets­
verordnung nach Absatz 1 oder hierauf beruhende Maß­
nahmen nach Absatz 2 zu einer unbeabsichtigten Härte 
oder zu unverhältnismäßigen Belastungen der Personen, 
die Eigentum an betroffenen Grundstücken haben oder 
nutzungsberechtigt sind, führen würden, hat die zustän­
dige Behörde auf Antrag eine Befreiung von der Ver­
pflichtung zu erteilen. 2Sofern Maßnahmen nach Absatz 2 
die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung oder die 
Bewirtschaftung von Böden beschränken, gilt- § 10 Ab­
satz 2 BBodSchG entsprechend. 

Vierter Teil 
Vollzug des Bodenschutzrechts 

§ 13 
Bodenschutzbehörden 

(1) Oberste Bodenschutzbehörde ist das Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft, obere -
Bodenschutzbehörde die Bezirksregierung, untere Bo­
denschutzbehörde die Kreisordnungsbehörde. 

(2) Bei Flächen, die der Bergaufsicht unterliegen, ist 
obere Bodenschutzbehörde das Landesoberbergamt, un­
tere Bodenschutzbehörde das Bergamt. 

(3) 1Die Aufsicht über die unteren Bodenschutzbehör­
den führt die obere Bodenschutzbehörde. 2Die Aufsicht 
über die oberen Bodenschutzbehörden führt die oberste 
Bodenschutzbehörde. 

(4) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen auch die 
Aufgaben der unteren Bodenschutzbehörde, die nicht 
Aufgaben der Gefahrenabwehr sind, als Pflichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung wahr. 

§ 14 
Sonstige Behörden des Bodenschutzes 

(1) Das Landesumweltamt hat im Zusammenwirken 
mit dem Geologischen Landesamt und anderen für die 
Ermittlung von Grundlagen des Bodenschutzes zuständi­
gen Stellen des Landes 

1. die wissenschaftlichen Grundlagen für den Boden­
schutz zu erarbeiten, 

2. sonstige Informationen zur Bodenverbreitung, zum 
Bodenzustand, insbesondere zur Belastung des Bo­
dens, und zur Bodenentwicklung zu erfassen, 

3. die fachlichen Grundlagen für die ErforschU:ng und 
Abwehr von Gefahren, die von schädlichen Bodenver­
änderungen und Altlasten ausgehen können, zu ermit­
teln, 

4. den Stand der für die Gefahrenabwehr gegenüber 
schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten be­
deutsamen Technik zu ermitteln und sich an dessen 
Entwicklung zu beteiligen, 

5. Grundlagen für gebietsbezogene Maßnahmen nach 
Maßgabe der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver­
ordnung zu erarbe~ten. 

(2) Die oberste und die oberen Bodenschutzbehörden 
werden auf deren Ersuchen beim Vollzug des Bundes-Bo­
denschutzgesetzes, dieses Gesetzes und der auf diese 
Gesetze gestützten Rechtsverordnungen vom Landesum­
weltamt und vom Geologischen Landesamt unterstützt, 
soweit es sich um Maßnahmen von überregionaler oder 
grundsätzlicher Bedeutung handelt. 

(3) Die obere Bodenschutzbehörde wird beim Vollzug 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes, dieses Gesetzes und 
der auf diese Gesetze gestützten Rechtsverordnungen 
durch die Staatlichen Umweltämter unterstützt, soweit 
eine besondere fachliche Beurteilung erforderlich ist. 

§ 15 
Aufgaben der Behörden 
und Eingriffsbefugnis 

(1) Die zuständigen Behörden haben als Sonderord­
nungsbehörden (§ 12 Ordnungsbehördengesetz - OBG) 
darüber zu wachen, dass die Bestimmungen des Bundes­
Bodenschutzgesetzes, dieses Gesetzes und der auf die 

vorgenannten Gesetze gestützten Rechtsverordnungen 
eingehalten und auferlegte Verpflichtungen erfüllt wer­
den. 

(2) 1Zur Erfüllung der sich aus dem zweiten bis fünften 
Teil dieses Gesetzes und der auf Grundlage dieses 
Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen ergebenden 
Pflichten kann die zuständige Behörde die notwendigen 
Anordnungen treffen. "Die Kosten der auf Grund dieses 
Gesetzes angeordneten Maßnahmen. tragen die zur 
Durchführung Verpflichteten, im Ubrigen gilt § 24 
BBodSchG entsprechend. 

(3) 'Bei schädlichen Bodenveränderungen, von denen 
auf Grund von Art, Ausbreitung oder Menge der Schad­
stoffe in besonderem Maße Gefahren, erhebliche Nach­
teile oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen 
oder die Allgemeinheit ausgehen, kann die zuständige 
Behörde die Information der Betroffenen, Sanienmgsun­
tersuchungen, die Erstellung von Sanierungplänen und 
die Durchführung von Eigenkontrollmaßnahmen verlan­
gen und ergänzende Anordnungen treffen. 2Die §§ 13 bis 
15 und 24 BBodSchG sowie§ 6 in Verbindung mit Anhang 
3 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung gelten 
entsprechend. 

(4) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die 
. zuständigen Behörden Dritter, insbesondere Sachver­

ständiger und ·untersuchungsstellen im Sinne des § 18 
BBodSchG und des § 17 dieses Gesetzes bedienen. 

§ 16 
Bestimmung der zuständigen Behörde 

(1) Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft wird ermächtigt, nach Anhörung der 
zuständigen Ausschüsse des Landtags durch Rechtsver­
ordnung die Zuständigkeiten beim Vollzug dieses Geset­
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts­
verordnungen zu bestimmen. 

(2) Ist in derselben Sache die örtliche oder sachliche· 
Zuständigkeit mehrerer Behörden begründet oder ist es 
zweckmäßig, eine Angelegenheit in benachbarten Bezir­
ken einheitlich zu regeln, kann die gemeinsame nächsthö­
here Behörde die zuständige Behörde bestimmen. 

(3) Ist auch die Behörde eines anderen Landes zustän­
dig, kann · die Landesregierung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Landes die gemeinsam zuständige 
Behörde vereinbaren. 

§ 17 
Sachverständige und Untersuchungsstellen 

(zu § 18 BBodSchG) 

(1) Sachverständige und Untersuchungsstellen, die 
Aufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz oder 
nach diesem Gesetz wahrnehmen sollen, müssen die für 
diese Aufgaben erforderliche Sachkunde und Zuverläs­
sigkeit besitzen sowie über die erforderliche gerätetech­
nische Ausstattung verfügen. 

(2) 1Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft wird ermächtigt, soweit Fragen des Ge­
sundheitsschutzes betroffen sind im Einvernehmen mit 
dem für Gesundheitsschutz zuständigen Ministerium, 
durch Rechtsverordnung 

1. Einz~lheiten der an Sachverständige und Untersu­
chungsstellen nach§ 18 Satz 1 BBodSchG und diesem 
Gesetz zu stellenden Anforderungen, 

2. das Verfahren zum Nachweis der Anforderungen, 
3. Art und Umfang der von ihnen wahrzunehmenden 

Aufgaben, 

4. die Vorlage der Ergebnisse ihrer Tätigkeit 
festzulegen. 2In der Rechtsverordnung können auch die 
von Sachverständigen oder den Leitern von Untersu­
chungsstellen zu erfüllenden persönlichen Voraussetzun­
gen und sonstige bei Ausübung ihrer Tätigkeit einzuhal­
tende Verpflichtungen geregelt werden. 

(3) Sachverständige und Untersuchungsstellen, die 
nachweisen, dass sie den in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 festgelegten Anforderungen genügen, werden 
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auf Antrag durch die zuständige Behörde oder von einer 
durch die Rechtsverordnung bestimmte Stelle zugelassen. 
2Die Zulassung kann befristet und auf bestimmte Aufga­
benbereiche beschränkt werden. Die Bekanntgabe der 
zugelassenen Sachverständigen und Untersuchungsstel­
len sowie die Voraussetzungen für Befristung, Widerruf 
und Erlöschen der Zulassung werden in der Rechtsver­
ordnung nach Absatz 2 geregelt. 

(4) 1Zulassungen von Sachverständigen und Untersu­
chungsstellen durch andere Länder in der Bundesre­
publik Deutschland werden anerkannt, wenn die jeweils 
geltenden Anforderungen vergleichbar sind. 2Näheres 
wird in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 geregelt. 

§ 18 
Ergänzende Venvaltungsvorschriften 

Die oberste Bodenschutzbehörde kann bis zum Inkraft­
treten einer Rechtsverordnung nach § 5 Satz 1 BBodSchG 
Einzelheiten zu Anordnungen einer Entsiegelung· im 
Einzelfall (§ 5 Satz 3 BBodSchG) durch eine Verwal­
tungsvorschrift im Einvernehmen mit den betroffenen 
Ressorts regeln und Verwaltungsvorschriften zu Werten 
und Anforderungen nach § 8 Abs. 1 BBodSchG zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr, soweit diese in einer auf 
Gnmdlage des Bundes-Bodenschutzgesetzes ergehenden 
Verordnung der Bundesregierung nicht festgelegt sind, 
erlassen. 

Fünfter Teil 
Schlussvorschriften 

§ 19 
Ausgleich für Nutzungsbeschränkungen 

(zu § 10 Abs. 2 BBodSchG) 

(1) 1Die Festsetzung des Ausgleichs nach § 10 Abs. 2 
BBodSchG erfolgt auf Antrag durch die zuständige 
Behörde. 2Die Behörde kann die zur Festsetzung des 
Ausgleichs erforderlichen Auskünfte und Einsicht in die 
Betriebsunterlagen verlangen. 

{2) 1Der Ausgleich ist, sofern nichts anderes vereinbart 
ist, durch eine jährlich zum 1. März für die Zeit der 
Nutzungsbeschränkung des vorhergehenden Kalender­
jahres fällige Geldleistung zu gewähren. 2Ein Anspruch 
besteht nicht, soweit die wirts·chaftlichen Nachteile 
durch andere Leistungen für die Beschränkung der land­
und forstwirtschaftlichen Nutzung eines Grundstücks 
aus öffentlichen Haushalten oder von Dritten ausgegli­
chen werden. 

(3) 1Der Anspruch verjährt in drei Jahren. 2Die Verjäh­
rungsfrist beginnt jeweils mit dem Ende des Kalender­
jahres, für den der Anspruch hätte geltend gemacht 
werden können. 

(4) 1Für Streitigkeiten steht der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten offen. 

§ 20 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 eine Meldung nicht oder nicht 
unverzüglich erstattet, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 das Auf- und Einbringen von 
Materialien auf oder in den Boden oder eine Beauftra­
gung hierzu nicht, nicht vollständig, nicht richtig oder 

-hichtrechtzeitig-anzeigt; -- - --- - -- ~-

3. entgegen § 3 Abs. 1 verlangte Auskünfte nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder erforderliche Unterlagen nicht vorlegt, 

4. entgegen § 3 Abs. 2 den Zutritt zu Grundstücken und 
Wohnräumen und die Vornahme von Ermittlungen 
sowie die Entnahme von Bodenproben nicht gestattet 
oder duldet, 

5. einer Rechtsverordnung nach § 12 oder § 17 Abs. 2 oder 
einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer sol­
chen Rechtsverordmmg zuwiderhandelt, soweit die 

Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 

6. einer vollziehbaren Anordnung nach § 15 Abs. 2 
zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit 
einer Geldbuße bis zu 50.000 EURO (bis zum 31. 12. 2001: 
100.000 DM) geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist bei Ord­
nungswidrigkeiten nach diesem Gesetz die jeweils für die 
Vollzugsaufgabe zuständige Bodenschutzbehörde. 

Artikel 2 
Änderung des Landesabfallgesetzes 

Das Abfallgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV. 
NRW. S. 250), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. November 1998 (GV. NRW. S. 666), wird wie folgt 
geändert: 

l. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift zum Siebten Teil wird das Wort 
,,Altlasten" durch die Angabe ,,(aufgehoben)" er­
setzt. 

b) Die§§ 28 bis 33 werden gestrichen. 

2. Die§§ 28 bis 33 werden aufgehoben. 

3. In§ 42a Abs. 3 werden die Worte ,,§§ 25 Abs. 1 Satz 1 
und 31a Abs. 3 Satz l" durch die Worte,,§ 25 Abs. 1 
Satz l" ersetzt. 

4. In § 44 Abs. 1 wird in Nr. 9 das Komma durch einen 
Punkt ersetzt und die Nr. 10 gestrichen. 

5. In§ 45 Satz 3 und 4 werden die Worte,,§ 61 Abs. 1 Nr. 1 
KrW-/AbfG" jeweils durch die Worte,,§ 61 Abs. l Nr. 1 
und 2 KrW-/AbfG" ersetzt. 

Artikel 3 · 
Änderung des Abfallentsorgungs­

und Altlastensanierungsverbandsgesetzes 

Das Gesetz über die Gründung des Abfallentsorgungs­
und Altlastensanierungsverbandes Nordrhein-Westfalen 
(Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsverbands­
gesetz - AA VG) vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 288), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Februar 1995 (GV. 
NRW. S. 139), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte ,,§ 28 
Landesabfallgesetz (LAbfG)" durch die Worte ,,§ 2 
Abs. 5 des Gesetzes zum Schutz des Bodens vom 17. 
März 1998 (BGBL I S. 502 BBodSchG)" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 3 wird der Satz 2 wie folgt gefasst: 

„Der Verband hat Leistungen nach Satz 1 und die ihm 
zustehenden Leistungen aus dem Wertausgleich gemäß 
§ 25 des Gesetzes zum Schutz des Bodens vom 17. März 
1998 (BGBL I S. 502) für Altlastensanierungen zu 
verwenden." · 

3. § 2 Abs. 3 Satz 4 wird gestrichen. 

Artikel 4 
Ändenmg des Landeswassergesetzes 

Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung-vom~25:·Juni-1995 (GV:- NRW. S.- 926)- -
wird wie folgt geändert: 

1. In § 51 wird in Absatz 2 Nr. 1 nach dem Wort 
,,abfallrechtlichen" ein Komma und das Wort „boden­
schutzrechtlichen" eingefügt. 

2. In § 53 werden in Absatz 4 Satz 4 nach dem Wort 
,,abfallrechtlichen" die Worte „und bodenschutzrecht­
lichen" eingefügt. 

3. In§ 97 werden in Absatz 2 nach dem Wort „soweit" die 
Worte „bodenschutzrechtliche Bestimmungen nicht 
entgegenstehen und" eingefügt. 
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Artikel 5 
Änderung des Landschaftsgesetzes 

Das Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur 
Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz - LG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 1994 
(GV. NRW. S. 710), geändert durch Gesetz vom 2. Mai 1995 
(GV. NRW. S. 382), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird die Nummer 4 wie folgt gefasst: 

,,4. Die natürlichen Bodenfunktionen und die Funk­
tionen des Bodens als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 
2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens vom 17. 
März 1998 (BGBL I S. 502 - BBodSchG) sind zu 
erhalten." 

2. In § 18 werden in Absatz 1 Nr. 5 nach dem Wort 
,,Immissionsschutzes" die Worte „und des Boden­
schutzes" eingefügt. 

Artikel 6 
Ändenmg der Landesbauordnung 

Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -
Landesbauordnung - (BauO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256) 
wird wie folgt geändert: 

In § 63 werden in Absatz 2 nach dem Wort „Gentech­
nikgesetzes" das Wort „und" durch ein Komma ersetzt 
und nach den Worten „des Abfallgesetzes" die Worte 
,, und die Verbindlichkeitserklärung eines Sanierungs­
planes nach § 13 Abs. 6 Bundes-Bodenschutzgesetz oder 
§ 15 Abs. 3 Landesbodenschutzgesetz" eingefügt. 

Artikel 7 
Änderung des Abgrabungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ordnung von Abgrabungen (Abgra­
bungsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. November 1979 (GV. NRW. S. 922), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Juni 1994 (GV. NRW. S. 418), wird 
wie folgt geändert: 

In § 3 werden in Absatz 2 Nr. 2 nach dem Wort 
,,Landschaft" ein Komma sowie die Worte „des Boden­
schutzes" eingefügt. 

Artikel 8 
In-Kraft-Treten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Artikel 9 

Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft des Landes Nordhein-Westfalen wird 
ermächtigt, dieses Gesetz bekannt zu machen und Un­
stimmigkeiten des Wortlautes zu beseitig~n. 

Düsseldorf, den 9. Mal. 2000 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

Der Finanzminister 

Peer Steinbrück 

Der Innenminister 

Dr. Fritz Behrens 

Der Justizminister 

Jochen Dieckmann 

Der Minister 
für Wirtschaft und Mittelstand 

Technologie und Verkehr 

Ernst Schwanhold 

77 

Die ß1inisterin 
für Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, 

Kultur und Sport 

Ilse Brusis 

Der Minister 
für Bauen und Wohnen 

Dr. Michael Vesper 

Die Ministerin 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 

Bärbel Höhn 

- GV. NRW. 2000 S. 439. 

Verordnung 
über die Quaiität der Badegewässer 

(Badegewässerverordnung- BadegewVO -) 
Vom 14. April 2000 

Aufgrund des § 2 a des Landeswassergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. 
NRW. S. 926) wird verordnet: 

§ 1 
Zweck der Verordnung 

Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 
76/160/EWG des Rates vom 8. Dezember 1975 über die 
Qualität der Badegewässer (ABl. EG Nr. L 31 S. 1), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 der Richtlinie 91/692/EWG des 
Rates vom 23. Dezember 1991 zur Vereinfachung und 
zweckmäßigen Gestaltung der Berichte über die Durch­
führung bestimmter Umweltschutzrichtlinien (ABL EG 
Nr. L 377 S. 48). 

§2 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Verordnung regelt die Qualitätsanforderun­
gen an Badegewässer mit Ausnahme von ·wasser für 
therapeutische Zwecke und Wasser für Schwimmbecken. 

(2) Im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. ,,Badegewässer", die fließende oder stehende Gewässer 
oder Teile dieser Gewässer, in denen das Baden nicht 
untersagt ist und in denen in der Regel eine große 
Anzahl von Personen badet; · 

2. ,,Badesaison" der Zeitraum vom 15. Mai bis zum 
15. September eines Jahres, soweit nicht die zuständige 
Behörde unter Berücksichtigung der örtlichen und 
meteorologischen Verhältnisse etwas anderes be­
stimmt. 

§ 3 
Anforderungen an die Qualität 

der Badegewässer 

(1) Die Badegewässer müssen ab dem Beginn der 
Badesaison bis zu deren Ende mindestens den Qualitäts­
anforderungen entsprechen, die durch die Parameter der 
Spalte I (zwingende Werte) der Anlage bestimmt werden. Anlage 
Die Qualitätsanforderungen der Spalte G (Leitwerte) der 
Anlage sind anzustreben. 

(2) Weitergehende Anforderungen aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

§4 
Abweichungen von den Anforderungen 

(1) Abweichungen von den Anforderungen des § 3 
Abs. 1 sind zulässig, 

1. bei den im Anhang mit ,,(O)" gekennzeichneten Para­
metern, wenn außergewöhnliche meteorologische oder 
geografische Verhältnisse vorliegen, · 
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2. wenn die Badegewässer eine natürliche Anreicherung 
mit bestimmten Stoffen über die im Anhang festgeleg­
ten Werte hinaus erfahren. Unter natürlicher Anrei­
cherung ist der Prozess zu verstehen, durch den ein 
bestimmtes Wasservolumen ohne Eingriffe des Men­
schen gewisse im Boden enthaltene Stoffe aufnimmt. 

(2) Abweichungen gemäß Absatz 1 entbinden in keinem 
Fall von den zwingenden Erfordernissen zum Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung. 

§ 5 
Einhaltung der Anforderungen 

(1) Die Qualitätsanforderungen nach den §§ 3 und 4 
gelten in Bezug auf die einzelnen Parameter für die 
Badesaison als eingehalten, wenn bei den Probenahmen, 
die an derselben Schöpfstelle gemäß der in der Anlage 
vorgesehenen Häufigkeit vorgenommen wurden, 

a) bei 95% der Proben der jeweilige zwingende Wert 
eingehalten ist, 

b) bei 90% der Proben der jeweilige Leitwert eingehalten 
ist, 

c) bei den Parametern „Coliforme Bakterien" und „Fä­
kalcoliforme Bakterien" der jeweilige Leitwert bei 
80% der Proben eingehalten ist und im Falle des 
Buchstaben a) bei 5%, im Falle des Buchstaben b) bei 
10% und im Falle des Buchstaben c) bei 20% der 
Proben 

1. die einzelnen Proben nicht um mehr als 50% vom 
entsprechenden zwingenden Wert oder Leitwert 
abweichen, ausgenommen mikrobiologische Para­
meter, pH-Wert und gelöster Sauerstoff, und 

2. nach einer Abweichung bei den folgenden, in ange­
messenen Zeitabständen genommenen Proben der 
entsprechende Wert eingehalten wird. 

(2) Überschreitungen der in den§§ 3 und 4 festgelegten 
Werte bleiben für die in Absatz 1 genannten Prozentsätze 
unberücksichtigt, sofern sie als Folgen von Überschwem­
mungen, Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen 
Witterungsbedingungen auftreten. 

§ 6 
Überwachung 

(1) Die Überwachung der Qualitätsanforderungen nach 
den §§ 3 und 4 erfolgt durch die zuständige Behörde. Sie 
wird erstmals 14 Tage vor Beginn der Badesaison und 
danach entsprechend der in der Anlage vorgeschriebenen 
Häufigkeit durchgeführt. 

(2) Lagen die Ergebnisse der Probenahmen während 
der letzten zwei Jahre unter den zwingenden Werten oder 
Leitwerten, die in der Anlage mit .,(1)" gekennzeichnet 
sind, kann die Zahl der Uberwachungsmaßnahmen nach 
Absatz 1 halbiert werden. 

(3) Zusätzliche Überwachungsmaßnahmen sind durch­
zuführen, wenn eine Verschlechterung der Qualität des 
Badegewässers zu besorgen ist. 

(4) Die Proben sind an den Stellen zu entnehmen, an 
denen durchschnittlich der stärkste tägliche Badebetrieb 
herrscht. Die Proben sind nach der guten fachlichen 
Praxis vorzugsweise 30 cm unter der Wasseroberfläche zu 
entnehmen. Mineralölproben werden an der Wasserober­
fläche entnommen. 

(5) Die Analyse der Proben ist nach den in der Anlage 
genannten Verfahren durchzuführen. Andere Verfahren 
dürfen verwendet werden, wenn deren Ergebnisse den in 
der Anlage angegebenen Ergebnissen gleichwertig oder 
mit ihnen vergleichbar sind. 

(6) Die Gewässeraufsicht an den Badegewässern und 
den angrenzenden Gewässerabschnitten bleibt im Übri­
gen unberührt. 

§7 
Maßnahmen 

(1) Die zuständige Behörde hat die notwendigen Maß­
nahmen zu treffen, um die Einhaltung der Anforderungen 
aus der Verordnung sicherzustellen. 

(2) Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung über­
tragbarer Krankheiten nach dem Bundes-Seuchengesetz 
und nach dem Gesetz über den öffentlichen Ge­
sundheitsdienst vom 25. November 1997 (GV. NRW. 
S. 430) bleiben unberührt. 

§8 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 14. April 2000 

Die Ministerin für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 
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Anlage 

Qualitätsanforderungen an Badegewässer 

. Mindest-

Parameter G 
häufigkeit Analysen- oder 

der Prüfungsverfahren 
Probenahme 

Mikrobiologische 
Fermentation im Mehrfachansatz. 

Parameter Bei positivem Ausfall Überführen 

Gesamtcoliforme 
in Nachweismilieu. Auszählen 

Bakterien /100 ml 500 10.000 14tägig (1) 
(wahrscheinlichste Zahl) 

oder 
2 Faekalcoliforme 100 2.000 14tägig (1) 

Bakterien /100 ml Filtration über Membran 
und Kultur auf geeignetem Milieu 
wie Milch-Zucker-Tergitol-Agar, 
Endo-Agar, 0,4 %ige Teepol-
Nährbouillon, Umpflanzen und 
Identifizierung verdächtiger · 
Kolonien. 

Bei 1. und 2. unterschiedliche 
Bebrütungstemperatur, je 
nachdem, ob gesamtcoliforme 
oder faekalcoliforme Bakterien 
bestimmt werden. 

3 Streptococcus Litskysche Methode. 
faec. /100 ml 100 (2) Auszählen (wahrscheinlichste 

Zahl) 

oder 

Filtration über Membran, Kultur 
auf geeignetem Nährboden. 

4 Salmonellen /1 1 0 (2) Konzentration durch Filtrieren 
über Membran. Impfen auf 
Standard-Nährboden. 
Anreicherung, Überführen auf 
lsolierungs-Agar-Agar, 
Identifizierung 

5 Darmviren PFU/101 0 (2) Konzentration durch Filtrieren, 
Ausflocken oder Zentrifugieren; 
Bestätigung 

6 Physikalische und 
chemische Parameter 

Elektrometrie mit Eichung auf 
pH 6 - 9 (0) (2) pH 7 und 9 
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7 

8 

9 

Parameter 

Färbung 

Mineralöle 

Tenside, die auf mg/1 
Methylenblau 

(Natrium­
reagieren 

laurylsulfat) 

10 Phenol 
(Phenol-Zahl) 

11 Transparenz 

12 Gelöster Sauerstoff 

mg/1 

mg/1 
CsHsOH 

m 

%-Sättigung 02 

13 Teer-Rückstände und 
schwimme1de Körper wie Holz, 
Kunststoff, Flaschen, Gefäße aus 
Glas, Kunststoff, Gummi oder 
sonstigen Stoffen. 
Bruch oder Splitter 

G 

.:s._0,3 

.:s._0,3 

.:s._0,005 

2 

80-120 

keine 

·- 1<1--- ·Ammoniak 

NH4 
-·-mg/1- - -~~ 

15 Kjeldahl-Stickstoff mg/1 N 

Mindest­
häufigkeit 

der 
Probenahme 

Analysen- oder 
Prüfungsverfahren 

keine ano- 14tägig (1) Besichtigungsprüfung 
male Ände-

rung der oder 
Färbung (0) 

kein sicht­
barer Film 

aufder 
Wasser­

oberfläche, 
kein Geruch 

keine an­
haltende 
Schaum-
bildung 

kein 
spezifischer 

Geruch 

.:s._0,05 

1 (0) 

(2) photometrische Prüfung nach 
Platin-Kobalt-Eichskala 

14tägig (1) Besichtigungs- und 
Geruchsprüfung 

(2) 

oder 

Extraktion an ausreichendem 
Wasservolumen und Wiegen des 
Trockenrückstands 

14tägig (1) Besichtigungsprüfung 

(2) 

oder 

Methylenblauverfahren - absorp­
tionsspektrophotometrisch 

14tägig (1) Überprüfung auf spezifischen 
Geruch nach Phenol 

(2) 
oder 

Absorptionsspektrophotometrie 
4-AAP-Methode (4-Amino­
antipyrin) 

14tägig (1) Secchi-Scheibe 

(2) Winkler-Methode oder 
elektrometrische Methode 
(Sauerstoffmesser) 

14tägig (1) Besichtigungsprüfung 

~(3) · -~- -Absorptions-Spektrophotometer.­
Nessler-Reagenz - oder 
lndophenolblau-Methode 

(3) Kjeldahl-Methode 
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Mindest-

Parameter G 
häufigkeit Analysen- oder 

der Prüfungsverfahren 
Probenahme 

16 Andere Stoffe, die als Zeichen von 
Verschmutzung gelten 

Pestizide mg/1 (2) Extraktion mit geeigneten 
(Parathion, HCH. Lösungsmitteln und chroma-
Dieldrin) tographische Bestimmung 

17 Schwermetalle wie: 
mg/1 (2) 

Arsen Ps 
Kadmium Cd Atomabsorption, 
Chrom VI Cr VI , gegebenenfalls mit 
Blei Pb vorheriger Extraktion 
Quecksilber Hg 

18 Cyanide mg/1 CN (2) Absorptionsspektrophotometrie 
mittels spezifischer Reagenzien 

19 Nitrate-und mg/1 (3) Absorptionsspektrophotometrie 
N03 PQ4 mittels spezifischer Reagenzien 
Phosphate 

G = (guide) = Leitwert 

= (imperativ) = zwingender Wert 

(0) Überschreitung der Werte bei außergewöhnlichen geographischen oder meteoro­
logischen Verhältnissen vorgesehen. 

(1) Hat eine in früheren Jahren durchgeführte Probenahme Ergebnisse erbracht, die sehr 
viel günstiger sind als die Anforderungen dieser Anlage und ist kein neuer Faktor 
hinzugekommen, der die Qualität der Gewässer verringert haben könnte, so kann die 
Häufigkeit der Probenahmen um einen Faktor 2 verringert werden. 

(2) Der Gehalt ist zu überprüfen, wenn eine Untersuchung in dem Badegebiet das Vor­
handensein dieser Stoffe möglich erscheinen oder auf eine Verschlechterung der 
Wasserqualität schließen lässt. 

(3) Diese Parameter müssen überprüft werden, wenn die Tendenz zur Eutrophierung der 
Gewässer besteht. 

- GV. NRW. 2000 S. 445. 
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790 
Verordnung 

zur Änderung der Verordnung 
über die Einteilung der Forstamtsbezirke 

im Lande Nordrhein-Westfalen 
Vom 26. April 2000 

Aufgrund des § 58 Abs. 1 des Landesforstgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landesforstgesetz -
LFoG -) in der Fassung der Bek;anntmachung vom 
24. April 1980 (GV. NRW. S. 546), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 622), wird 
nach Beratung mit dem Landtagsausschuss für Land­
wirtschaft, Forsten und Naturschutz verordnet: 

§ 1 

Die in der Anlage zur Verordnung über die Einteilung 
der Forstamtsbezirke im Lande Nordrhein-Westfalen 
vom 11. November 1994 (GV. NRW. S. 1072) festgelegten 
Forstamtsbezirke Nr. 09 und 10 werden wie folgt neu 
eingeteilt: · 

09 

10 

Der Bezirk umfasst: 
Aus dem Kreis Euskirchen die Stadt 
Schleiden sowie die Gemeinden Hellen­
thal, Kall und Dahlem 

Der Bezirk umfasst: 
Aus dem Kreis Euskirchen die Städte 
Zülpich, Euskirchen, Mechernich und 
Bad Münstereifel sowie die Gemeinden 
Blankenheim, Nettersheim und Wei-

. lerswist. 

§ 2 

Staat 

Lwk 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 26. April 2000 

Die Ministerin für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höh ri 

- GV. NRW. 2000 S. 450. 
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